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Geographica Helvetica 1992 - Nr. 3 Maria Lezzi

Raumordnungspolitik in Grenzregionen.
Ein Erklärungsansatz

1. Einleitung

Die europäischen Integrationsprozesse, wie z. B. die Vollen¬

dung des EG-Binnenmarktes, die Schaffung des europäi¬
schen Wirtschaftsraumes EWR, wirken sich auf die schwei¬
zerische Wirtschafts- und Siedlungsstruktur und deren Ent¬

wicklung aus. Davon besonders betroffen sind die Grenzre¬

gionen. Die beste Strategie, diese räumlichen Auswirkungen
in die gewünschte Richtung zu steuern, stellt die grenzüber¬
schreitende Raumordnungspolitik dar.

Aussagen und Forderungen dieser Art finden sich seit ei¬

niger Zeit mit auffallender Häufigkeit in unseren Tages¬

zeitungen, in wissenschaftlichen Publikationen und in

Vorträgen. Uneinigkeit besteht meist nur darüber, ob

nach 1993 die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
an der Schweizer Grenze erleichtert oder erschwert wird.
(MESTRE; ELSASSER/BOESCH 1989)

Aussagen über die Zukunft sind entweder Prophezeiun¬
gen, von Wunschvorstellungen geprägte Utopien oder
fundierte Erklärungsansätze mit Annahmen über die

veränderbaren Variablen. Im vorliegenden Artikel skiz¬
ziere ich einen solchen Erklärungsansatz. Dabei stütze
ich mich auf Resultate einer theoretischen Literaturana¬
lyse, die im Rahmen eines Nationalfondsprojektes1 ge¬

wonnen werden konnten. Die empirische Überprüfung
oder vielmehr Illustration steht noch bevor.

Ursprünglich beabsichtigte ich, anhand der theoreti¬
schen Literatur ein Wirkungsgefüge zu konstruieren. Es

hätte modellhaft die Konzeption der Raumordnungspo¬
litik in und für Grenzregionen, unter Berücksichtigung
von Grenzveränderungen, erklären sollen. Als einzelne
Hauptbausteine des Wirkungsgefüges sah ich die Grenze
mit ihren Funktionen nach guichonnet/raffestin
(1974), die Schlüsseldeterminanten der regionalen Ent¬
wicklung nach brugger/fischer (1985) sowie die

Raumordnungspolitik-Konzeption nach brösse (1982)
undscHÄTZL(1981 und 1986) vor. Ich wollte die Baustei¬

ne miteinander in Verbindung setzen, sie noch feiner auf¬

gliedern. Wegen der Komplexität der Thematik erwies
sich dieses Vorgehen als zu zeitaufwendig und empirisch
nicht umsetzbar. Ich wählte daraufhin einen andern Ein¬
stieg, welcher dem von reichmann/ratti (1990) ent¬
worfenen gleicht. Diese schlagen vor, in Zukunft die

Handlungen von Akteuren ins Zentrum der Grenzregio¬
nenforschungen, den sogenannten «Boundary studies»,
zu stellen. Dabei soll herausgefunden werden, nach wel¬

chen Regeln und Prozessen die ökonomischen und admi¬

nistrativen Akteure in bezug auf Grenzen und Grenzver¬

änderungen handeln. Die Grenze und ihre Veränderun¬

gen werden als Auslöser und/oder als Folgen von Hand¬

lungen betrachtet. Im folgenden sollen die für Raumord¬
nungspolitik in Grenzregionen verantwortlichen Träger
der verschiedenen Staatsebenen beidseits der national¬
staatlichen Grenzen untersucht werden. Die zu untersu¬
chenden Handlungen wären die Konzeptionen der

Raumordnungspolitiken.

Folgende Fragen begleiten uns auf den nächsten Seiten:

- Bedarf es überhaupt einer Raumordnungspolitik in

und für Grenzregionen?
- Gibt es andere Faktoren außer dem Handlungsbedarf,

welche die Konzeption der Raumordnungspolitik in

und für Grenzregionen beeinflussen?
- Wie ist oder wird die Raumordnungspolitik in Grenz¬

regionen inhaltlich konzipiert? (Strategien und Maß¬

nahmen)
- Wie ist diese Raumordnungspolitik organisatorisch

konzipiert? Wer sind die Raumordnungspolitik-Trä¬
ger, welches ihre Beziehungen und Kompetenzen?

- Welche Bedeutung kommt dabei (der Dynamik) der
«Grenze» zu? Einerseits als Auslöser für, andererseits
als Folge von Raumordnungspolitik?

Erklärung der beiden Begriffe Grenzregion und Raum¬

ordnungspolitik:
Grenzregionen stellen Regionen dar, weiche von einer

Staatsgrenze durchschnitten werden. Es kann sich dabei

um homogene, funktionale oder normative Regionen
handeln. Diese Definition kämpft mit einer großen
Schwierigkeit. Sie läuft Gefahr, implizit der Vorstellung
aufzusitzen, die Region sei eine natürliche, dynamische
Einheit und daher etwas Höherwertiges. Sie leide unter
der künstlichen, starren Grenze, «dem bösen» National¬
staat. (Siehe auch jeanneret 1985.) Aus diesem Grunde
und wegen der enormen Datenerhebungsschwierigkei¬
ten definiert die EG Grenzregionen als Regionen entlang
der nationalen Grenzen (interne Grenzregionen) und

entlang der äußeren EG-Grenzen (externe Grenzregio¬
nen). Mein Vorschlag: Zur Untersuchung von Grenzre¬
gionen ist von Regionen entlang den nationalstaatlichen
oder den EG-Außengrenzen auszugehen und stets die

Maria Lezzi, dipl. Geographin, Geographisches Institut der
Universität Zürich-Irchel, Winterthurerstr. 190, 8057 Zürich

105



Beziehungen zu den Regionen jenseits der Grenze spe¬
ziell zu berücksichtigen.
Unter Raumordnungspolitik wird der Eingriff des Staa¬

tes oder ihm nahe stehender Institutionen in den markt¬
wirtschaftlichen rMlokationsprozeß verstanden, «(...)
um eine zielbezogene Gestaltung, Entwicklung und Nut¬

zung von Räumen oder Regionen zu erreichen» (brösse
1982). Das Ziel sind gesamtwirtschaftliches Wachstum,

regionaler Ausgleich und Umweltschutz. Oder etwas de¬

taillierter gesagt:

- genügend und geeignete Standorte für Wirtschaft und

Siedlung
- gewünschte Wirtschafts- und Siedlungsstruktur
- Schutz der natürlichen Ressourcen, vor allem des Bo¬

dens vor Fehlnutzungen und Ausbeutung
- evtl. politische Eigenständigkeit und kulturelle Identi¬

tät.

Raumordnungspolitik wird hier als Kombination von

Raumplanung und Regional(wirtschafts)politik verstan¬
den.

2. Bedarfes überhaupt einer Raumordnungspolitik
in und für Grenzregionen?

Auf die Frage nach dem Raumordnungspolitik-Bedarf in

und für Grenzregionen gibt es vier verschiedene Antwor¬
ten. Zwei davon stützen sich implizit oder explizit auf

Theorieansätze der (Raum-)Wirtschaftswissenschaften.
Diese nehmen die Raumordnungspolitik-Ziele als gege¬
ben und unveränderbar an. Sie versuchen die Wirt¬
schafts- und Siedlungsstruktur der Grenzregionen sowie
deren Entwicklung zu ergründen. Ich beschränke mich

auf die Darstellung der Grundmodelle, ihre Weiterent¬

wicklungen bringen nicht grundsätzlich neue Antworten
hervor.

2.1 Die erste (raum)wirtschaftstheoretische Antwort

Grenzregionen «leiden» unter den Auswirkungen der Gren¬

ze. Sie bedürfen alle einer Raumordnungspolitik, solange
die Grenze existiert. Fällt die Grenze weg, wächst die Wirt¬

schaft automatisch. Der Bedarf für Raumordnungspolitik
verschwindet fast vollständig.

Außenhandelstheorien neoklassischer Prägung gehen
davon aus, daß der Handel und damit die Eingliederung
in die internationale Arbeitsteilung aufgrund der kompa¬
rativen Kostenvorteile der erfolgversprechendste Ent¬

wicklungsweg für alle Nationalökonomien bietet.2 Dies

bedingt allerdings den Abbau tarifärer und nicht tarifärer
Handelshemmnisse resp. wirtschaftlich wirkender Gren¬

zen, und zwar stufenweise von nationaler Autarkie bis

zum weltweiten Freihandel. Als Zwischenstufen bieten
sich weltweit gesehen regionale Integrationen an (z. B.

gemeinsamer Markt), in welchen die Mobilität der Pro¬

duktionsfaktoren sowie der Güter gewährleistet ist und

die wirtschaftspolitische Kompetenz auf inter- oder su¬

pranationale Instanzen übertragen wird. Ökonomische

Wohlfahrtsziele aus liberaler Perspektive bilden den Hin¬

tergrund der Grenzveränderungen, des Grenzabbaus.

(schätzl 1981)

Gemäß von Thunen nimmt die Lagerente mit zuneh¬

mender Entfernung des Produktionsstandortes vom

Marktzentrum ab. Entsprechend steigt die Nachfrage
und der Preis nach Boden gegen das Zentrum hin. Bei

gleichbleibendem Gewinn muß daher die Nutzungsin¬
tensität des Bodens erhöht werden. Es entsteht ein Mo¬

dell konzentrischer Ringe, die sich durch Art oder Inten¬

sität der Bodennutzung unterscheiden, (schätzl 1981).

Überträgt man dieses Modell auf Grenzregionen, so kön¬

nen folgende Aussagen abgeleitet werden (vgl. auch

Giersch in hansen 1977; gendarme 1970):

- Da von Thunen von einem isolierten Staat ausgeht,
würden Grenzregionen, die ja am Rande eines Staates

liegen, stets eine niedere Bodennutzungsintensität
aufweisen.

- Wird von einem Staat ein Teil abgetrennt, entsteht dort

ein neues nationales Zentrum. Es finden Standortver¬

lagerungen oder Nutzungsänderungen statt. Denn

Richtung und Kosten des Transportes haben sich ver¬

ändert.

- Es existieren zwei Staaten nebeneinander, wobei sie

unterschiedlich groß sind. Unter der Annahme, daß

beide die gleichen Produkte herstellen können, findet
sich die Grenzregion des größeren Staates u. U. bei ei¬

ner Grenzöffnung näher zum andern Zentrum. Die al¬

te, bodenintensive Produktion wird verdrängt. Indu¬

strialisierung und Agglomerationsbildung setzen ein.

Es findet eine Umorientierung zum neuen Zentrum
statt.

Das hierarchische System zentraler Orte garantiert nach

Christaller die bestmögliche Versorgung der Bevölke¬

rung mit Dienstleistungen Marktprinzip) (schätzl
1981). Durchtrennt eine Grenze dieses System, trennt sie

die zentralen Orte von ihrem Versorgungshinterland.
Der zentrale Ort ist für das verbleibende Hinterland zu

groß. Entweder werden daraufhin die zentralörtlichen
Funktionen abgebaut, oder der «Wasserkopf» bleibt dank

Staatsinterventionen weiterbestehen. Das abgetrennte
Hinterland wird schlechter versorgt als zuvor. Diese Si¬

tuation kann nur durch eine erhöhte Anzahl zentraler
Orte behoben werden, was sehr kostspielig ist. Christal¬
ler ging davon aus, daß die Nationalstaaten wegen des Ri¬

sikos militärischer Invasionen nicht ohne weiteres in

Grenzregionen investieren. Eine Annahme, die sich

hauptsächlich aus den Eindrücken der Zwischenkriegs¬
zeit erklären läßt, (ratti 1991; HANSEN 1977; JEANNERET

1985)

Diese beiden traditionellen Standorttheorien weisen vie¬
le Mängel auf. So nehmen sie eine räumlich gleichmäßige
Verteilung der Ressourcen und der Bevölkerung an und

sind sehr statisch. Produktionsfaktorenwanderungen,
Güteraustausch, externe Effekte werden nicht berück¬

sichtigt. Mit ihrer geometrischen Betrachtungsweise un¬

terstellen sie, daß die Wiederherstellung der erdräumli-
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